Anrede,
das Bündnis für ein menschenwürdiges Existenzminimum, in dem sich der DGB, Sozial- und Wohlfahrtsverbände, Erwerbsloseninitiativen sowie Bauern und Umweltschützer zusammengeschlossen haben, fordert das Existenzminimum deutlich zu erhöhen.
Wir, [Name der örtlichen Organisation/Gliederung einfügen] unterstützen die Analysen und Forderungen des Bündnisses. Das Positionspapier des Bündnisses liegt bei.

Für uns haben die Themen soziale Gerechtigkeit sowie eine ausreichende, materielle Absicherung aller, die auch eine Mindestteilhabe am gesellschaftlichen Leben einschließt, einen hohen Stellenwert. Wir erwarten von den Abgeordneten des neu gewählten Bundestags sich dafür einzusetzen, dass die Regelsätze deutlich erhöht werden und die Lebenslage derer, die heute von Grundsicherungsleistungen leben müssen, real verbessert wird.

Deshalb möchten wir Sie bitten, zu einigen zentralen Aussagen und Forderungen des Bündnisses Stellung zu nehmen:
1. Die Regelsätze dürfen nicht wie heute ausschließlich von dem abgeleitet werden, was einkommensschwache Haushalte ausgeben können. Diese statistisch erfassten Ausgaben (EVS) sind Ausdruck des Mangels. Wenn nur wenig Geld für Bücher oder Obst ausgegeben werden kann, dann kann daraus nicht geschlossen werden, dass es nur einen geringen Bedarf gibt. Das Bündnis fordert, die Daten aus der EVS anhand der notwendigen Ausgaben, die zur Bedarfsdeckung erforderlich sind, zu überprüfen und gegebenenfalls zu korrigieren. Werden Sie – im Fall Ihrer Wahl – für diese Forderung im Bundestag eintreten?

2. Für größere Anschaffungen und besondere Lebenslagen müssen wieder Extraleistungen gewährt werden. Beispielsweise wenn eine Waschmaschine angeschafft werden muss oder eine Brille notwendig wird. Unterstützen Sie diese Forderung?

3. Steigende Preise dürfen nicht dazu führen, dass Leistungsbeziehenden faktisch immer weniger zum Leben bleibt. Die Regelsätze müssen deshalb jährlich ausschließlich nach der Preisentwicklung angepasst werden. Wie stehen Sie zu dieser Forderung?

4. Welche Schritte schlagen Sie vor, um die soziale Situation von Kindern und Jugendlichen im Grundsicherungsbezug zu verbessern?

5. Von den gut sieben Millionen Beziehenden von Mindestsicherungsleistungen
 sind nur rund zwei Millionen offiziell als arbeitslos registriert. Für viele Leistungsbeziehende – etwa Altersrentner/innen und Erwerbsgeminderte, Erziehende und Pflegende – kommt eine Existenzsicherung über Erwerbsarbeit vorübergehend oder gar dauerhaft nicht in Frage. Welche Schlüsse ziehen Sie aus diesem Sachverhalt?
6. Das Bündnis hat aufgezeigt, wie die unzureichenden Regelsätze heute – weit über die Leistungsbeziehenden hinaus – negativ in vielen gesellschaftlichen Bereichen wirken: Sie erzeugen Angst vor sozialem Abstieg, zwingen in prekäre und niedrig entlohnte Arbeitsverhältnisse und befördern millionenfach eine hochproblematische Nachfrage nach Billigprodukten. Deshalb engagiert sich beispielsweise auch die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft in dem Bündnis. Den Bauern ist bewusst, dass faire Erzeugerpreise und eine stärker regional und ökologisch ausgerichtete Landwirtschaft zu höheren Preisen führen, die sich die Menschen auch leisten können müssen. Wie beurteilen Sie diese Zusammenhänge?

In Erwartung einer Antwort verbleiben wir

mit freundlichen Grüßen

� Leistungen nach SGB II, SGB XII, Asylbewerberleistungsgesetz





